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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1981 Ausgegeben am 8. Mai 1981 82. Stück

2 1 5 . Bundesgesetz: Ausfuhrförderungsgesetz 1981

(NR: GP XV IA 97/A AB 664 S. 69. BR: 2307 AB 2311 S. 409.)

2 1 6 . Bundesgesetz: Änderung des Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetzes 1967
(NR: GP XV IA 96/A AB 663 S. 69. BR: AB 2310 S. 409.)

2 1 5 . Bundesgesetz vom 8. April 1981 be-
treffend die Übernahme von Haftungen für
Rechtsgeschäfte und Rechte, die direkt oder
indirekt der Verbesserung der Leistungsbilanz

dienen (Ausfuhrförderungsgesetz 1981)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (Verfassungsbestimmung) (1) Der Bun-
desminister für Finanzen ist ermächtigt, namens
des Bundes Haftungen für die ordnungsgemäße
Erfüllung von Rechtsgeschäften durch auslän-
dische Vertragspartner sowie für den aufrechten
Bestand der Rechte von Exportunternehmen zu
übernehmen, die direkt oder indirekt der Ver-
besserung der Leistungsbilanz dienen:

1. betreffend die Lieferung von Gütern ein-
schließlich ihrer Herstellung sowie die Er-
bringung sonstiger Leistungen;

2. betreffend die Finanzierung von Rechtsge-
schäften gem. Z 1 durch Gewährung von
nichttitrierten oder titrierten Krediten oder
Darlehen oder den Erwerb von Forderungen
aus Rechtsgeschäften gem. Z 1;

3. betreffend die Unversehrtheit von Gütern,
die in Konsignationslager in das Ausland
geliefert werden oder von Maschinen, die
für die Herstellung von Gütern oder die
Erbringung von Leistungen im Ausland ver-
wendet werden, sowie an Bardepots, Kau-
tionen und anderen Vorleistungen;

4. betreffend Garantie- und Versicherungsver-
träge, die die Erfüllung der Verpflichtungen
des Vertragspartners im Ausland gem. Z 1
und 2 gewährleisten;

5. betreffend Beteiligungen oder beteiligungs-
ähnliche Rechtsgeschäfte an Unternehmen
mit Sitz im Ausland.

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist ferner
ermächtigt, Haftungen für den Bestand eines be-
stimmten Austauschverhältnisses zwischen Schil-
ling und der Vertragswährung zu übernehmen
(Kursrisiko).

§ 2. (Verfassungsbestimmung) Der Bundesmini-
ster für Finanzen ist ferner ermächtigt, die
Finanzierung von Rechtsgeschäften gemäß § 1
Abs. 1 dadurch zu erleichtern, daß er für den
Akzeptanten namens des Bundes die Bürgschaft
auf Wechseln übernimmt.

§ 3. (Verfassungsbestimmung) (1) Der jeweils
ausstehende Gesamtbetrag der gemäß §§ 1 und 2
übernommenen Haftungen darf 250 Milliarden
Schilling nicht übersteigen.

(2) Auf den Haftungsrahmen sind anzurech-
nen:

1. die Summe der gemeldeten Deckungser-
fordernisse aus Haftungen gem. § 1 Abs. 1;

2. die Summe des gemeldeten Finanzierungs-
bedarfes aus Haftungen gem. § 2.

(3) Die in den Verträgen allenfalls vereinbar-
ten Zinsen und Kosten sowie Haftungen gemäß
§ 1 Abs. 2 und Promessen sind auf den Haf-
tungsrahmen nicht anzurechnen.

(4) Die Halftungen können auf Schilling, auf
eine im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses frei
konventierbare Währung oder auf eine Verrech-
nungswährung lauten. Werden Haftungen in
fremder Währung übernommen, hat die Um-
rechnung in Schilling zu dem im amtlichen Kurs-
blatt der Wiener Börse verlautbarten Mittelkurs
für Devisen zu erfolgen.

§ 4. (Verfassungsbestimmung) (1) Der Bundes-
minister für Finanzen bestimmt mit Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nationalrates
durch Verordnung Richtlinien, nach denen Haf-
tungen gemäß §§ 1 und 2 übernommen werden
können.

(2) Die Richtlinien haben auf den Förderungs-
zweck der Haftungsübernahmen entsprechend
Bedacht zu nehmen.

§ 5. (1) Die banktechnische Behandlung (bank-
kaufmännische Beurteilung durch Bonitätsprü-
fung und Bearbeitung) der Ansuchen um Haf-
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tungsübernahme, die Ausfertigung der Haftungs-
verträge sowie die Wahrnehmung der Rechte
des Bundes aus Haftungsverträgen, ausgenommen
deren gerichtliche Geltendmachung, wird der
Oesterreichischen Kontrollbank Aktiengesell-
schaft als Bevollmächtigter des Bundes nach
§ 1002 ff. ABGB übertragen. Die Bevollmächti-
gung ist zwischen Vollmachtgeber und Bevoll-
mächtigter im einzelnen vertraglich zu regeln.
Bei Ansuchen um Haftungsübernahme der
Oesterreichischen Kontrollbank Aktiengesell-
schaft wird die banktechnische Behandlung
(bankkaufmännische Beurteilung durch Bonitäts-
prüfung und Bearbeitung) der Oesterreichischen
Nationalbank übertragen.

(2) Zur Begutachtung unter gesamtwirtschaft-
lichen Aspekten und der Bedingungen der Haf-
tungsverträge von Ansuchen um Haftungsüber-
nahmen im Sinne der §§ 1 und 2, die im Einzel-
fall 10 Mill. S nicht übersteigen, wird ein Bei-
rat beim Bundesministerium für Finanzen errich-
tet. Mitglieder des Beirates sind:

1. Ein Vertreter des Bundesministeriums für
Finanzen als Vorsitzender und je ein Ver-
treter des Bundeskanzleramtes und des Bun-
desministeriums für Handel, Gewerbe und
Industrie;

2. ein Vertreter der Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft;

3. ein Vertreter des Österreichischen Arbeiter-
kammertages;

4. ein Vertreter der Oesterreichischen Kontroll-
bank Aktiengesellschaft ohne Stimmrecht.

(3) Zur Begutachtung unter gesamtwirtschaft-
lichen Aspekten und der Bedingungen der Haf-
tungsverträge von Ansuchen um Haftungsüber-
nahmen im Sinne der §§ 1 und 2, die im Einzel-
fall 10 Mill. S übersteigen, wird ein erweiterter
Beirat beim Bundesministerium für Finanzen er-
richtet. Mitglieder des erweiterten Beirates sind:

1. Ein Vertreter des Bundesministeriums für
Finanzen als Vorsitzender, je ein Vertreter
des Bundeskanzleramtes, des Bundesministe-
riums für soziale Verwaltung, des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft,
des Bundesministeriums für Handel, Ge-
werbe und Industrie sowie des Bundes-
ministeriums für Auswärtige Angelegenhei-
ten;

2. je ein Vertreter der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, des Österreichi-
schen Arbeiterkammertages, der Präsiden-
tenkonferenz der Landwirtschaftskammern
Österreichs und des Österreichischen Ge-
werkschaftsbundes;

3. ein Vertreter der Oesterreichischen Natio-
nalbank;

4. ein Vertreter der Oesterreichischen Kon-
trollbank Aktiengesellschaft ohne Stimm-
recht.

(4) Die Mitglieder der Beiräte und deren Er-
satzmänner üben ihre Funktion ehrenamtlich
aus.

(5) Die Geschäfte der Beiräte werden vom
Bundesministerium für Finanzen geführt.

(6) Alle Personen, die mit der Behandlung
und Begutachtung von Ansuchen um Haftungs-
übernahmen befaßt sind, sind verpflichtet, über
alle ihnen in Ausübung dieser Tätigkeit bekannt-
gewordenen Amts-, Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse Verschwiegenheit zu bewahren.

§ 6. Über das Ausmaß der auf Grund dieses
Bundesgesetzes übernommenen Haftungen sowie
über die Abwicklung der infolge Inanspruch-
nahme von Haftungen geleisteten Zahlungen und
Rückflüsse hat der Bundesminister für Finanzen
dem Hauptausschuß des Nationalrates viertel-
jährlich zu berichten.

§ 7. (1) Das Haftungsentgelt sowie alle Rück-
flüsse aus Schadenszahlungen sind von der Oester-
reichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft als
Bevollmächtigter des Bundes (§ 5 Abs. 1) zu ver-
einnahmen und laufend einem Konto des Bundes
bei der Oesterreichischen Kontrollbank Aktien-
gesellschaft unverzinslich gutzuschreiben. Die
Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft
ist ermächtigt, die ihr zustehende Entschädigung
diesem Konto anzulasten.

(2) Wird der Bund aus Haftungen gemäß §§ 1
und 2 in Anspruch genommen oder sind zur
Abwendung von Haftungsfällen Zinsen und
Kosten aufzuwenden, ist das jeweilige Guthaben
auf dem Konto des Bundes für Zahlungen heran-
zuziehen. Ist kein Guthaben vorhanden, hat der
Bund sonstige Budgetmittel für diese Zahlungen
zur Verfügung zu stellen.

(3) Solange das Guthaben nicht für Zahlungen
verwendet wird, ist der diesem Guthaben ent-
sprechende Betrag im Exportfinanzierungsverfah-
ren der Oesterreichischen Kontrollbank Aktien-
gesellschaft einzusetzen.

(4) Übersteigt das Guthaben zum 31. Dezem-
ber eines Kalenderjahres 1 vH des gemäß § 3
Abs. 1 festgesetzten Haftungsrahmens, ist der
jeweils übersteigende Betrag bis zum 20. Jänner
des folgenden Kalenderjahres an die Bundeskasse
abzuführen.

§ 8. (1) Nach § 2 verbürgte Wechsel sind von
der Wechselgebühr befreit.

(2) Versicherungsverträge, für die eine Rück-
haftung des Bundes gemäß § 1 Abs. 1 Z 4 erteilt
wird, sind von der Versicherungssteuer ausge-
nommen.

§ 9. (Verfassungsbestimmung) Das Ausfuhrför-
derungsgesetz 1964, BGBl. Nr. 200/1964, in der
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl.
Nr. 267/1980 tritt am 31. Mai 1981 außer Kraft.
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§ 10. (Verfassungsbestimmung) (1) Dieses Bun-
desgesetz tritt am 1. Juni 1981 in Kraft.

(2) Die zu seiner Durchführung zu erlassenden
Verordnungen können schon an dem auf die
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden, sie
treten jedoch frühestens gleichfalls am 1. Juni
1981 in Kraft.

(3) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes er-
lischt mit 31. Dezember 1986.

§ 11. (Verfassungsbestimmung) Mit der Voll-
ziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes-
minister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Salcher

2 1 6 . Bundesgesetz vom 8. April 1981,
mit dem das Ausfuhrfinanzierungsförde-

rungsgesetz 1967 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz
1967, BGBl. Nr. 196/1967, zuletzt geändert mit
Bundesgesetz BGBl. Nr. 268/1980, wird wie folgt
geändert:

1. Der Titel hat zu lauten:

„Bundesgesetz vom 8. April 1981 betreffend
die Förderung der Finanzierung von Rechtsge-
schäften und Rechten zur Verbesserung der Lei-
stungsbilanz (Ausfuhrfinanzierungsförderungsge-
setz 1981), BGBl. Nr. 216."

2. § 1 hat zu lauten:

„§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, bis 31. Dezember 1987 namens
des Bundes Haftungen in Form von Garantien
für von der Oesterreichischen Kontrollbank Ak-
tiengesellschaft durchzuführende Kreditoperatio-

nen (Anleihen, Darlehen, Kredite oder sonstige
Verpflichtungen) zu übernehmen, wenn der Erlös
der Kreditoperationen zur vollen oder teilweisen
Finanzierung von Rechtsgeschäften oder Rechten,
für die der Bund die Haftung nach dem Ausfuhr-
förderungsgesetz 1981, BGBl. Nr. 215,
oder dem Ausfuhrförderungsgesetzes 1964, BGBl.
Nr. 200, in der jeweils geltenden Fassung
übernommen hat, oder zur Bezahlung von Ver-
pflichtungen der Oesterreichischen Kontrollbank
Aktiengesellschaft dient, für die Garantien nach
diesem Bundesgesetz übernommen worden sind.

(2) Die Garantien werden übernommen:

a) Zugunsten der Gläubiger der Oesterreichi-
schen Kontrollbank Aktiengesellschaft für
die Erfüllung von deren Verpflichtungen
aus Kreditoperationen gemäß Abs. 1;

b) zugunsten der Oesterreichischen Kontroll-
bank Aktiengesellschaft für den Bestand
eines bestimmten Austauschverhältnisses
zwischen Schilling und einer anderen Wäh-
rung (Kursrisiko) bei Kreditoperationen ge-
mäß Abs. 1 für den jeweiligen Zeitraum,
für den der Erlös der Kreditoperation zur
Finanzierung gemäß Abs. 1 in Schilling ver-
wendet wird; die Garantien gemäß dieses
Absatzes können für die gesamte Dauer der
Kreditoperation oder jeweils für Teilab-
schnitte der Laufzeit der Kreditoperation
übernommen werden.

(3) Der Bundesministier für Finanzen ist ferner
ermächtigt, für jeweils höchstens 100 Mrd. S der
in Abs. 1 genannten Kreditoperationen (Netto-
erlös der Kreditoperationen ohne Zinsen und
Kosten) die Beschaffungskosten durch Zuschüsse
zu vermindern."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Salcher
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